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Prinz Max von Baden (1867–1929) war der
letzte kaiserliche Reichskanzler. Wegen dieser
Funktion, die er nicht mehr als fünf Wochen
ausübte, taucht er in allen einschlägigen Ge-
schichtsbüchern auf, und alle historisch Inter-
essierten haben zumindest den Namen gehört
beziehungsweise gelesen. Die Biografie Ma-
xens, die Lothar Machtan vorgelegt hat, muss-
te namentlich für die Jahre vor der Kanzler-
schaft und für die nicht öffentlichen Aspek-
te im Wesentlichen aus den verstreut in etli-
chen Archiven lagernden Originalquellen re-
konstruiert werden.

Man kann im Hinblick auf Max von Ba-
den von einem wahrhaft tragischen Schick-
sal sprechen. Da musste jemand, hineinge-
boren in den Fürstenstand, der – zumindest
pro forma – das Deutsche Reich von 1871 ge-
gründet hatte, das weitgehend aus Etikette
bestehende Korsett hochadeligen Daseins tra-
gen, einer, den es eher nach einem freien Le-
ben gelüstete, der sich zur Literatur, zur Mu-
sik, zur Kunst hingezogen fühlte. Wenn auch
die enormen Privilegien und die Sonderbe-
handlung, die Max im Gymnasium, im Stu-
dium und in der Offizierslaufbahn des Berli-
ner Garde-Kürassier-Regiments genoss, man-
ches erleichterten, forderte das kaum selbst-
bestimmte und dem hochsensiblen, emotio-
nalen und homosexuellen Mann fremde Le-
ben schon früh seinen Preis in Form von
körperlichen und seelischen Leiden, mit de-
nen sich sein Inneres gegen alle Zumutungen
wehrte.

Lothar Machtan vermittelt uns nicht nur ein
auf berührende Weise eindringliches Bild des
badischen Kronprätendenten, er schreibt auch
ein selbst vielen Fachleuten wenig vertrautes
Teilkapitel deutscher Geschichte mit zuneh-
mender Verdichtung gegen Ende der mon-
archischen Periode. Die eigentümliche Welt
der weiterhin nicht nur repräsentierenden
Spitzen einer ehedem feudalen Klasse inmit-
ten eines konstitutionellen, effektiv bürokra-

tisch verwalteten Staates und einer weitge-
hend verbürgerlichten Gesellschaft sowie ei-
nes modernen und dynamischen Industrie-
kapitalismus wird dem Leser zugänglich. In
den monarchischen Staaten Europas (und das
waren bis 1917/18 alle außer Frankreich und
der Schweiz sowie bis 1910 auch Portugal)
gingen die Prozesse der Parlamentarisierung
und Demokratisierung in der Regel schritt-
weise und als de facto-Machtverschiebung
zwischen Institutionen vor sich (auch dort
nicht ohne Druck von unten). Das klassische,
aber nicht einzige Beispiel ist Großbritanni-
en. In Deutschland ist der Durchbruch zur
parlamentarischen Monarchie bis zum Herbst
1918 nicht erfolgt, während auf Reichsebe-
ne von Anfang an ein nach dem Maßstab
der Zeit ungewöhnlich fortschrittliches Wahl-
recht (allgemein und gleich für Männer ab
25) galt; das Gegengewicht dazu bildete das
Dreiklassenwahlrecht im übergroßen preußi-
schen Hegemonialstaat. Wenngleich der Ein-
fluss des Reichstags gegenüber dem Bundes-
rat der Fürsten größer wurde, verharrte die
Verfassungsentwicklung insgesamt vor der
Hürde der Parlamentarisierung.

Auch Max war von der Angemessen-
heit der im „deutschen Konstitutionalismus“
festgeschriebenen starken Machtposition der
monarchischen Exekutive auf Reichs- wie
auf Einzelstaatsebene überzeugt. Als Präsi-
dent der Ersten Kammer des Großherzog-
tums Baden, gewissermaßen des Oberhauses,
war er unmittelbar Teil des Systems. Und
wie die aristokratisch-großbürgerliche Ober-
klasse des Deutschen Kaiserreichs in ihrer
überwiegenden Mehrzahl, war auch er bei
Ausbruch des Ersten Weltkriegs überzeugt,
dass Deutschland die Kultur der Menschheit
schlechthin verteidige, die Wahrheit gegen
die Lüge, während die Feinde von niederen
materiellen Beweggründen oder Neidgefüh-
len getrieben seien. Obwohl er sich, ohne der
Front je allzu nahe zu sein, schon nach drei
Wochen als gänzlich ungeeignet eigenmäch-
tig aus dem Kriegsgeschehen zurückzog, re-
vidierte er diese Einstellung nie, wenn er sie
auch gegen Ende modifizierte.

Obwohl Max lange einen Sonderfrieden
mit dem zaristischen Russland anstrebte und
England als den Hauptfeind Deutschlands
sah, trat er im letzten Jahr des Krieges mit
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recht abweichenden Ideen hervor, die ihm
großenteils sein neuer Spindoktor Kurt Hahn,
ein hochbegabter, anglophiler junger Mit-
arbeiter der deutschen Auslandspropagan-
da, nahegebracht hatte: Sich zu einem „ethi-
schen“, vermeintlich menschheitsbeglücken-
den Imperialismus bekennend, die militäri-
sche Auseinandersetzung durch eine politi-
sche Kriegsführung ergänzend und sich zu li-
beralisierenden Reformen bereitfindend hät-
te Deutschland, so meinte Max, die Chance,
nicht nur seine Großmachtstellung zu bewah-
ren, sondern auch seine Weltgeltung noch zu
erhöhen.

Nachdem sich mit dem Kriegseintritt der
USA das Kräfteverhältnis zu seinen Unguns-
ten verschoben hatte, zwang Deutschland das
nun bolschewistische Russland im März 1918
zu einem Friedensvertrag, gegen den das
spätere Versailler Diktat geradezu sanft er-
scheint. Danach gab es für die Oberste Hee-
resleitung nur noch eine Option: in einer
letzten Kraftanstrengung auch im Westen ei-
nen „Siegfrieden“ zu erzwingen. Alternativen
beziehungsweise Rückzugspositionen waren
nicht konzipiert. Bis in die höchsten politi-
schen Kreise hinein ließ nach dem Scheitern
der zunächst erfolgreichen Westoffensive die
Oberste Heeresleitung (OHL) Hindenburg-
Ludendorff das deutsche Volk im Unkla-
ren über die durch den bevorstehenden Ein-
satz amerikanischer Truppen fast aussichts-
lose militärische Lage. So vergingen Wochen
und Monate, bis die Politik imstande war
zu reagieren. Wochen und Monate, in denen
Prinz Max die Illusion kultivierte, die Lage
politisch retten zu können: nach außen und
im Innern. Er fantasierte sich, angetrieben von
Kurt Hahn, in die Rolle des sich aufopfernden
großen Retters hinein.

Dass Prinz Max im Verlauf des zweiten
Halbjahres 1917 und des Jahres 1918 mehr
und mehr zum Hoffnungsträger prominen-
ter Liberaler und Sozialdemokraten (darun-
ter namentlich Friedrich Ebert) wurde, lag
nicht an des Prinzen eindeutiger politischer
Festlegung. Man wollte aus seinen stets va-
gen Äußerungen das herauslesen, was den ei-
genen Intentionen entsprach, schien doch ei-
ne Reichskanzlerschaft des Badeners beson-
ders dafür geeignet, den Widerstand über-
zeugter konservativer Monarchisten und der

Träger des Alten überhaupt gegen eine außen-
und innenpolitische Umsteuerung wirkungs-
voll paralysieren zu können und so den
gleitenden, nicht revolutionären Übergang in
eine wie immer im Einzelnen angepasste,
jedenfalls stärker parlamentarisierte Monar-
chie und einen „ehrenhaften“, ausgehandel-
ten Frieden zu ermöglichen.

Erst als die Oberste Heeresleitung Ende
September 1918 den militärischen Offenba-
rungseid leistete und ultimativ ein deut-
sches Waffenstillstandsangebot von einer neu
zu bildenden, durch die Reichstagsmehrheit
getragenen Regierung verlangte, schlug die
Stunde des Prinzen Max. Er unterwarf sich
trotz Widerstrebens der OHL, die die Verant-
wortung für die Niederlage und die Quasi-
Kapitulation von sich abwälzen wollte. Im
Hinblick auf militärische Optionen war der
Spielraum fast auf Null reduziert; es droh-
te ein großer Frontdurchbruch der Alliier-
ten. Hinsichtlich der Reform des politischen
Systems fiel bremsend ins Gewicht, dass der
neue Reichskanzler kein Demokrat war (auch
nicht in einem ganz gemäßigten Sinn) und
eine parlamentarische Monarchie nur unter
großen Vorbehalten und als umständehal-
ber unvermeidlich ansteuerte. In den schwe-
ren und sich weiter verschärfenden Konflik-
ten, die sich aus der Machtstellung der ver-
harrenden OHL und ihrer bedingungslosen
Unterstützer einerseits, der sich seit Län-
gerem anbahnenden Verweigerungsrevoluti-
on der Soldaten und Arbeiter andererseits,
ergaben, wirkte sich nicht zuletzt die von
den allermeisten Zeitgenossen bemerkte und
kritisierte persönlichkeitsbedingte Durchset-
zungsschwäche des Prinzen Max lähmend
aus. Zusammen mit seiner Befangenheit ge-
genüber seinem Vetter Kaiser Wilhelm II.,
als die Forderung nach dessen vermeintlich
rettender Abdankung mit der im diplomati-
schen Austausch nach dem Waffenstillstands-
gesuch dritten Note des US-Präsidenten Wil-
son vom 23. Oktober 1918 überlaut wurde,
bedeutete das den weitgehenden Ausfall des
Kanzlers, der eine Influenza bekam und spä-
ter, als er am meisten gebraucht wurde, einen
schweren Nervenzusammenbruch erlitt.

Aus dem subjektiven Scheitern der Ok-
toberreform folgt aber nicht ihre objektive
Machbarkeit (ob wünschenswert oder nicht).
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Um nur die wichtigsten Einwände anzu-
deuten: Auch ein demokratisch eingehegter
Reichsmonarch und dessen Regierung hät-
ten wohl keinen günstigeren Frieden erwar-
ten dürfen. Es war vor allem der prak-
tisch vom gesamten politischen Spektrum
Deutschlands inhaltlich abgelehnte Friedens-
vertrag von Versailles, der in erster Linie die
Republik delegitimierte, meist als die Frage
Republik oder Monarchie.

Die Hoffnungen, die sich im Oktober 1918
an die Parlamentarisierung der Verfassung
hefteten, beruhten zum erheblichen Teil auf
einer immer noch zu optimistischen Einschät-
zung der militärischen Lage beziehungswei-
se auf der illusorischen Hoffnung, die Nie-
derlage durch geschicktes Eingehen auf das
„demokratische“ Friedensprogramm des US-
Präsidenten Wilson politisch ausbalancieren
zu können. Jedenfalls ist mit Blick auf die fol-
genden Jahre wie auf die gesamteuropäische
Szenerie mit Fug und Recht zu bezweifeln,
dass die sozialrevolutionäre Welle, die nicht
allein von den anfangs kleinen linksradika-
len Gruppierungen ausging, und die bewaff-
nete Reaktion der Gegenrevolutionäre ausge-
blieben wären, wenn der Übergang zur parla-
mentarischen Demokratie unter Beibehaltung
der monarchischen Staatsspitze erfolgt wäre.

Das Buch lädt ein, den Eintritt der
Mehrheits-SPD in die letzte kaiserliche
Regierung unter Prinz Max, deren Zustande-
kommen nicht nur, aber auch ein Manöver
der Obersten Heeresleitung zur Abschiebung
der Verantwortung für die unvermeidliche
Beendigung des Krieges war, kritisch zu
hinterfragen. Philipp Scheidemann hatte
intern gewarnt. Nicht unbedingt entspricht
die denkbar größte Mäßigung stets größter
politischer Klugheit und Weitsicht.
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